
Beschluss der KDV Neukölln vom 6.10.2018 
 
 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
 
Gegen jeden Extremismus, gegen jeden Antisemitismus: 
„Jugendwiderstand“ isolieren und bekämpfen 
 
Die SPD Berlin betrachtet die Gruppe „Jugendwiderstand“ als eine 
extremistische, antisemitische Organisation, die politisch isoliert 
und bekämpft werden muss. Eine Zusammenarbeit mit dem „Ju-
gendwiderstand“, gemeinsame Veranstaltungen oder Demonstra-
tionen werden auf das Schärfste abgelehnt. 
 
Die SPD wird sich dafür einsetzen, dass die Gliederungen der Partei sowie die Öffentlichkeit 
über die Aktivitäten der Gruppe informiert und aufgeklärt werden. Die SPD wird sich für eine 
bessere Sensibilisierung der Polizei und eine scharfe Verfolgung der Gewalt- und Straftäter 
aus dem „Jugendwiderstand“ sowie dessen Umfeld einsetzen. Jüdinnen und Juden, enga-
gierte Demokratinnen und Demokraten sowie Menschen, die sich für Israel einsetzen, müs-
sen besser geschützt werden! 
 
Begründung: 
 
Die maoistische Gruppe „Jugendwiderstand“ übt in Neukölln und anderen Stadtteilen Druck 
und Gewalt gegen Menschen aus, die sich als jüdisch oder pro-israelisch zu erkennen ge-
ben. Politisch engagierte Menschen, die sich gegen Gewalt und Extremismus engagieren, 
werden bedroht und angegriffen. Unter den Opfern sind auch Mitglieder der SPD und der 
Falken, wie jüngste Beispiele zeigen. So stellt der „Jugendwiderstand“ unter anderem Ord-
ner- und Schlägertruppen bei Veranstaltungen der antisemitischen Organisation BDS sowie 
Gruppen, die in den Straßen nach „Feinden“ suchen. 
 

 


